
Klage, eingereicht am 8. Oktober 2010 — Europäische 
Kommission/Bundesrepublik Deutschland 

(Rechtssache C-486/10) 

(2011/C 13/28) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: G. 
Wilms und C. Zadra, Bevollmächtigte) 

Beklagte: Bundesrepublik Deutschland 

Anträge der Klägerin 

Die Klägerin beantragt, 

— festzustellen, dass die Bundesrepublik Deutschland dadurch 
gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 8 in Verbindung mit 
den Abschnitten III bis VI der Richtlinie 92/50/EWG ( 1 ) ver­
stoßen hat, indem die Stadt Hamm die Dienstleistungsver­
träge vom 30. Juli und 16. Dezember 2003 über die Ab­
wassersammlung und –fortleitung sowie die Unterhaltung, 
den Betrieb, die Instandhaltung und die Kontrolle der Kanal­
anlagen der Stadt Hamm direkt ohne vorherige Durchfüh­
rung europaweiter Ausschreibungen an den Lippeverband 
vergeben hat. 

— der Bundesrepublik Deutschland die Kosten des Verfahrens 
aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Gegenstand der vorliegenden Klage sind die entgeltlichen 
Dienstleistungsverträge über die Abwassersammlung und -fort­
leitung sowie die Unterhaltung, den Betrieb, die Instandhaltung 
und die Kontrolle der Kanalanlagen der Stadt Hamm, welche 
diese Stadt mit einem gesetzlichen Abwasserverband, dem Lip­
peverband, geschlossen hat. Der Lippeverband sei eine Körper­
schaft des öffentlichen Rechts, der gesetzlich umschriebene Auf­
gaben im Bereich der Wasserwirtschaft zu erfüllen habe. Seine 
Mitglieder seien zu etwa 25 % Privatunternehmen. Nach den in 
Frage stehenden Verträgen hätte der Lippeverband zum 1. Ja­
nuar 2004 die Sammlung und Fortleitung des auf dem Gebiet 
der Stadt Hamm anfallenden Abwassers übernehmen sollen, 
wofür die Stadt ein als „Beitrag im Sonderinteresse“ deklariertes 
Entgelt entrichtet habe. Zur Erfüllung dieser Aufgabe übertrage 
die Stadt Hamm das Recht zur ausschlieβlichen, dauernden und 
umfassenden Nutzung ihrer Abwasseranlagen, wofür der Lippe­
verband eine Ausgleichszahlung zu erbringen habe. 

Obwohl es sich bei den in Frage stehenden Dienstleistungsver­
trägen um öffentliche Dienstleistungsaufträge im Sinne von Ar­
tikel 1 Buchstabe a der Richtlinie 92/50/EWG handele, seien sie 
ohne Durchführung eines förmlichen Vergabeverfahrens und 
ohne europaweite Ausschreibung direkt mit dem Lippeverband 
abgeschlossen worden. Die Verträge seien eindeutig als entgelt­
liche Dienstleistungsverträge zu qualifizieren. Sie seien von ei­
nem öffentlichen Auftraggeber auf unbestimmte Dauer ge­
schlossen worden, haben die Erbringung von Dienstleistungen 
der Abwasserbeseitigung im Sinne von Kategorie 16 des An­
hangs I A der genannten Richtlinie zum Gegenstand und über­

schreiten den Schwellenwert für die Anwendung der Richtlinie 
erheblich. Dem Abschluss der Verträge hätte daher eine europa­
weite Ausschreibung vorausgehen müssen. 

Entgegen der Auffassung der Bundesregierung handele es sich 
bei der Übertragung der in Frage stehenden Dienstleistungen 
weder um einen staatsorganisatorischen Akt noch um eine so 
genannte „In-house“-Vergabe. 

Zum einen sei es fraglich, ob einem gemischt-wirtschaftlichen 
Wasserverband wie dem Lippeverband mit einem Anteil von ca. 
25 % privaten Mitgliedern eine Aufgabe im Rahmen der Staats­
organisation unter Ausschluss des gemeinschaftsrechtlichen Ver­
gaberechts übertragen werden kann. Nach Auffassung der Kom­
mission sind staatsorganisatorische Akte, auf die die Vorschrif­
ten über die öffentliche Auftragsvergabe nicht anzuwenden sind, 
nur zwischen öffentlichen Einrichtungen denkbar, deren Tätig­
keit ausschließlich dem öffentlichen Interesse dient. Dass Was­
serverbände gesetzlich mit bestimmten Aufgaben der Abwasser­
wirtschaft betraut seien, ändere ebenfalls nichts daran, dass der 
Lippeverband kein Teil der innerstaatlichen Verwaltungsorgani­
sation im gemeinschaftsrechtlichen Sinne sei. Unabhängig aber 
davon, ob dem Lippeverband eine Aufgabe durch staatsorgani­
satorischen Akt übertragen werden kann, liege im gegenständ­
lichen Fall keine derartige Aufgabenübertragung vor. Der Um­
stand, dass die Stadt Hamm jährlich ein Entgelt für die Erbrin­
gung der Dienstleistungen durch den Lippeverband bezahle, 
qualifiziere die Verträge eindeutig als entgeltliche Dienstleis­
tungsverträge und schließe das Vorliegen einer Aufgabenüber­
tragung im Rahmen der öffentlichen Verwaltung aus. 

Zum anderen, was den Ausschluss von so genannten „In- 
house“-Geschäften von den Regeln über die öffentliche Auftrags­
vergabe betrifft, könne diese Ausnahme nach der Rechtsspre­
chung des Gerichtshofes nicht zum Tragen kommen, wenn an 
der beauftragten Einrichtung ein Privatunternehmen — auch 
nur minderheitlich — beteiligt ist. In einem solchen Fall könne 
der öffentliche Auftraggeber über das betreffende Unternehmen 
nicht die gleiche Kontrolle ausüben wie über seine eigenen 
Dienststellen. 

Aus diesen Erwägungen folge, dass ein entgeltlicher öffentlicher 
Dienstleistungsauftrag vorliege und keine Ausnahmevorschriften 
eingreifen. Somit habe die Bundesrepublik Deutschland durch 
die Direktvergabe der Aufgaben der Stadtentwässerung durch 
die Stadt Hamm die Vorschriften der Richtlinie 92/50 verletzt. 

( 1 ) Richtlinie 92/50/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 über die Koor­
dinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Dienstleistungsauf­
träge; ABl. L 209, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Sąd Najwyższy (Republik 
Polen), eingereicht am 12. Oktober 2010 — Strafverfahren 

gegen Łukasz Marcin Bonda 

(Rechtssache C-489/10) 

(2011/C 13/29) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Vorlegendes Gericht 

Sąd Najwyższy
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Beteiligter des Strafverfahrens vor dem nationalen Gericht 

Łukasz Marcin Bonda 

Vorlagefrage 

Welche Rechtsnatur hat die Sanktion nach Art. 138 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1973/2004 der Kommission vom 29. Okto­
ber 2004 mit Durchführungsvorschriften zu der Verordnung 
(EG) Nr. 1782/2003 des Rates hinsichtlich der Stützungs­
regelungen nach Titel IV und IVa der Verordnung und der 
Verwendung von Stilllegungsflächen für die Erzeugung von 
Rohstoffen (ABl. L 345, S. 1), die darin besteht, dass einem 
Betriebsinhaber in den Jahren, die auf das Jahr folgen, in dem 
er eine unrichtige Erklärung über die Größe der die Grundlage 
für Direktzahlungen bildenden Fläche vorgelegt hat, Direktzah­
lungen versagt werden? 

Klage, eingereicht am 12. Oktober 2010 — Europäisches 
Parlament/Rat der Europäischen Union 

(Rechtssache C-490/10) 

(2011/C 13/30) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Kläger: Europäisches Parlament (Prozessbevollmächtigte: M. Gó­
mez-Leal, J. Rodrigues und L. Visaggio) 

Beklagter: Rat der Europäischen Union 

Anträge 

Der Kläger beantragt, 

— die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 617/2010 des Rates vom 
24. Juni 2010 über die Mitteilung von Investitionsvorhaben 
für Energieinfrastruktur in der Europäischen Union an die 
Kommission und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 
736/96 ( 1 ) für nichtig zu erklären; 

— dem Rat der Europäischen Union die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Mit seiner Klage beantragt das Parlament die Nichtigerklärung 
der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 617/2010 des Rates vom 24. 
Juni 2010, mit der der Rat einen gemeinsamen Rahmen für die 
Übermittlung von Informationen zu Investitionsvorhaben für 
Energieinfrastruktur an die Kommission festgelegt hat. Der Rat 
hat diese Verordnung auf der zweifachen Rechtsgrundlage der 
Art. 337 AEUV und 187 EA erlassen. Das Parlament ist der 
Ansicht, dass der Rat eine falsche Rechtsgrundlage gewählt 
habe, da die Maßnahmen, um die es in der angefochtenen Ver­
ordnung gehe, in die Zuständigkeiten der Union im Bereich 
Energie fielen, die in Art. 194 AEUV speziell geregelt seien. 
Diese Maßnahmen hätten daher auf der Grundlage von Art. 
194 Abs. 2 AEUV in dem dort vorgesehenen gewöhnlichen 
Rechtssetzungsverfahren erlassen werden müssen und nicht 

auf der Grundlage von Art. 337 AEUV, der keinerlei Beteiligung 
des Parlaments vorsehe. Außerdem sei es für den Erlass der 
fraglichen Maßnahmen nicht erforderlich gewesen, sich auch 
auf Art. 187 EA zu stützen. 

( 1 ) ABl. L 180, S. 7. 

Vorabentscheidungsersuchen des Unabhängigen 
Finanzsenats, Außenstelle Linz (Österreich) eingereicht 
am 14. Oktober 2010 — Immobilien Linz GmbH & Co 

KG gegen Finanzamt Freistadt Rohrbach Urfahr 

(Rechtssache C-492/10) 

(2011/C 13/31) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Unabhängiger Finanzsenat, Außenstelle Linz 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Berufungswerber: Immobilien Linz GmbH & Co KG 

Belangte Behörde: Finanzamt Freistadt Rohrbach Urfahr 

Vorlagefrage 

Erhöht die Übernahme von Verlusten einer Gesellschaft durch 
die alleinige Gesellschafterin, einer Körperschaft öffentlichen 
Rechts, deren Vertreter vom zuständigen Gremium beauftragt 
wurde, jährlich einen Gesellschafterzuschuss zur Verlustab­
deckung in Höhe des vor Beginn des Wirtschaftsjahres von 
der Gesellschaft beschlossenen Haushaltsvoranschlag bzw. Wirt­
schaftsplan dafür präliminierten Betrages zu gewähren, das Ge­
sellschaftsvermögen dieser Gesellschaft im Sinne von Artikel 4 
Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 69/335/EWG ( 1 ) (entspricht 
Artikel 3 Buchstabe h der Richtlinie 2008/7/EG)? 

( 1 ) Richtlinie 69/335/EWG des Rates vom 17. Juli 1969 betreffend die 
indirekten Steuern auf die Ansammlung von Kapital, ABl. L 249, 
S. 25. 

Vorabentscheidungsersuchen des High Court of Ireland 
eingereicht am 15. Oktober 2010 — M. E. u. a./Refugee 
Applications Commissioner, Minister for Justice, Equality 

and Law Reform 

(Rechtssache C-493/10) 

(2011/C 13/32) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

High Court of Ireland
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